
Quelle: http://www.ksta.de/html/artikel/1186044257842.shtml

Eltern sollen mehr zahlen

VON KIRSTEN BOLDT, 07.08.07, 23:13h, AKTUALISIERT 08.08.07, 11:41h

16,3 Millionen Euro mehr im Jahr müssen Kölner Eltern für Kindertagesstättenbetriebe ausgeben, 

sollte der jetzige Entwurf des neuen Kinderbildungsgesetzes (Kibiz) geltendes Recht werden. Mit 

der Mitteilung ihres ersten Berechnungsergebnisses schockte die Verwaltung die Mitglieder des 

Jugendhilfeausschusses. Derzeit bringen Eltern 25,08 Millionen Euro pro Jahr auf; es könnten künf-

tig 41,44 Millionen werden.

„Das ist eine familienpolitische Diskussion, die schwer führbar ist“, meinte Jugenddezernentin Ag-

nes Klein dazu. „Eigentlich müssten bestimmte Teile des Kinderbetreuungsangebotes beitragsfrei 

werden.“ Sie warnte vor einer Erhöhung der Elternbeiträge. Auf die Stadt kämen zusätzliche Aus-

gaben in Höhe von vier Millionen Euro zu.

Laut Kibiz-Entwurf wird Eltern im kommenden Jahr unter anderem die Wahl angeboten zwischen 

verschiedenen Gruppentypen mit Buchungszeiten von 25, 35 und 45 Wochenstunden. Der Träger-

anteil bei kirchlichen Einrichtungen wird von 20 auf 12 Prozent gesenkt. Beim Elternanteil in Höhe 

von 19 Prozent soll es nach Ansicht des Landes bleiben. Für Köln jedoch ist der Haken an der Sa-

che, dass Eltern derzeit insgesamt einen Trägeranteil von nur 11,5 Prozent beisteuern.

„Da werden die Träger bessergestellt, doch auf Kosten der Kommunen und der Eltern“, empörte 

sich Stefan Peil. „20 Millionen Euro kann die Stadt nicht schultern“, so Gaby Schlitt (Die Grünen). 

„Ich erwarte, dass Sie das so nicht wollen und sich hier deutlich öffentlich äußern.“ Wie hoch die 

Beiträge von Eltern und Stadt wirklich sein werden, ist derzeit nicht exakt zu berechnen. Niemand 

wisse bislang, für welche Betreuungsformen sich Eltern entscheiden werden, meinte Klein. Ob der 

Entwurf überhaupt so bleibt, das sei zudem die Frage. Ihrer Kenntnis nach denke die Landesregie-

rung an Nachbesserungen. Dazu gehöre auch der Vorschlag der Landes-FDP, wie Marco Mendorf 

(FDP) erläuterte, den Elternbeitragssatz von 19 auf 15 oder 17 Prozent zu senken.


